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Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Prüfung der 

Wahlen zum Landtag des Landes NRW 
Vom 1. Februar 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Prüfung der Wahlen 

zum Landtag des Landes NRW 

Artikel I 

Das Gesetz über die Prüfung der Wahlen zum Landtag 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Wahlprüfungsgesetz 
NW) vom 20. November 1951 (GV. NRW S. 147), das zu­
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 (GV. 
NRW S. 250) geändert worden ist, wird wie folgt geän­
dert: 

1. In § 2 Absatz 1 wird Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Der Einspruch nach § 1 Abs. 1 ist binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach dem Wahltag einzulegen und 
zu begründen." 

2. In§ 7 wird Absatz 2 wie folgt gefasst: 

,,(2) Entscheidet der Landtag nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach dem Wahltag, dann gilt 
der Einspruch als abgelehnt. Das gleiche gilt für einen 
vom Präsidenten des Landtags eingelegten Einspruch 
(§ 2 Abs. 1 Satz 2) sowie für einen Antrag auf Grund 
des § 1 Abs. 2, über den nicht innerhalb von sechs 
Monaten entschieden wird." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die nach § 9 Abs. 1 Beteiligten können inner­
halb eines Monats seit der Zustellung die Ent­
scheidung durch Beschwerde beim Verfassungsge­
richtshof anfechten. Die Beschwerde ist innerhalb 
eines weiteren Monats schriftlich zu begründen. Im 
Falle des § 7 Abs. 2 Satz 1 beginnt die Beschwerde­
frist sechs Monate nach dem Wahltag. Im Falle des 
§ 7 Abs. 2 Satz 2 beginnt die Beschwerdefrist sechs 
Monate nach der Einlegung des Einspruchs oder 
nach Antragsstellung." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Für die Entscheidung des Verfassungsgerichts­
hofs gilt§ 7 Abs. 1 entsprechend." 

Artikel II 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt an dem nächsten auf die Verkündung des 
Gesetzes folgenden Wahltag für die Wahl zum Landtag 
des Landes Nordrhein-Westfalen in Kraft. 

Für einen vom Präsidenten des Landtags eingelegten 
Einspruch (§ 2 Absatz 1 Satz 2 Wahlprüfungsgesetz NW) 
sowie für einen Antrag auf Grund des§ 1 Absatz 2 Wahl­
prüfungsgesetz NW, die zwischen Wahltag und Beginn 
der 18. Wahlperiode eingelegt bzw. gestellt werden und 
sich auf die 17. Wahlperiode beziehen, gelten die bisheri­
gen Vorschriften fort. 

Düsseldorf, den 1. Februar 2019 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 
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Bekanntmachung 
des Beitritts des Landes Mecklenburg­

Vorpommern zu dem Abkommen über die 
Errichtung und Finanzierung der Akademie 

für öffentliches Gesundheitswesen in 
Düsseldorf vom 24. Juni 1971 

Vom 1. Februar 2019 

Das Land Brandenburg ist gemäß Artikel 11 Absatz 4 
des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung 
der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düs­
seldorf vom 24. Juni 1971 mit Wirkung zum 1. Januar 
2019 dem Abkommen beigetreten. 

Düsseldorf, den 1. Februar 2019 
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Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Karl-Josef L a um an n 
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Gesetz 
zur Ausführung der Insolvenzordnung (AG InsO) 

Vom 1. Februar 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Ausführung der Insolvenzordnung (AG InsO) 

§1 
Geeignete Personen und Stellen im Verbraucherinsol-

venzverfahren 

Als geeignet im Sinne des § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), 
die zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 
23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist, sind 
anzusehen 

1. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Steuerberate­
rinnen und Steuerberater, Wirtschaftsprüferinnen und 
Wirtschaftsprüfer sowie vereidigte Buchprüferinnen 
und Buchprüfer, es sei denn, die Person betreibt neben 
den Aufgaben nach § 5 auch gewerblich Kredit-, 
Finanz-, Finanzvermittlungs- oder ähnliche Dienste, 
und 

2. Stellen, die von der nach§ 3 Absatz 1 zuständigen Be­
hörde des Landes Nordrhein-Westfalen als geeignet 
anerkannt worden sind, wobei Zweig-, Neben- und 
Außenstellen sowie sonstige räumlich getrennte Teile 
von anerkannten Beratungsstellen jeweils als eigene 
Stelle gelten, für die eine eigene Anerkennung erfor­
derlich ist. 

§2 
Anerkennungsvoraussetzungen 

(1) Eine Stelle nach § 1 Nummer 2 wird als geeignet an­
erkannt, wenn 

1. eine mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Wo­
chenarbeitszeit in der Stelle tätige Person Absolventin 
oder Absolvent eines der folgenden Studiengänge ist 
oder über folgende oder eine vergleichbare abge­
schlossene Ausbildung verfügt: 

a) Studiengang mit dem inhaltlichen Gegenstand der 
sozialen Arbeit mit staatlicher Anerkennung, 

b) Diplom-, Bachelor- oder Master-Studiengang der 
Fachrichtung Sozialpädagogik oder Soziale Arbeit, 

c) Ausbildung als Bankkauffrau oder Bankkaufmann, 
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